
Brigaden sowie zur Förderung der Zusammenarbeit 
mit den örtlichen Organen und anderen Justizorganen 
festgelegt.

Um eine qualifizierte Arbeit zu leisten, sind stän­
dige gründliche Vorbereitung und regelmäßige Durch­
führung kollektiver Beratungen unbedingt notwendig. 
Im Kollektiv werden auch die einzelnen Maßnahmen 
zur Verwirklichung der übernommenen Verpflichtun­
gen festgelegt und kontrolliert.

2. Verpflichtungen, sozialistisch zu lernen: Die Ar­
beit des Kollektivs muß auf die politische, fachliche 
und kulturelle Weiterbildung gerichtet sein. Es sind 
daher Verpflichtungen über die Qualifizierung jedes 
einzelnen auf den verschiedenen Gebieten erforder­
lich. Dabei muß dem Studium der Presse (insbeson­
dere des „Neuen Deutschland“ und der „Neuen Justiz“) 
und der Auswertung der wichtigsten Artikel 'im Kol­
lektiv sowie der gründlichen Vorbereitung und aktiven 
Teilnahme bei der Durchführung der marxistisch- 
leninistischen Schulung besondere Beachtung ge­
schenkt werden.

Ferner ist es notwendig, Verpflichtungen zur Über­
nahme von Patenschaften, besonders zur Qualifizie­
rung unserer Frauen und Jugendlichen, aufzunehmen.

3. Verpflichtungen, sozialistisch zu leben: Grundlage 
dafür müssen die vom V. Parteitag der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands entwickelten Grundsätze 
der sozialistischen Moral und Ethik sein.

Es gehören dazu Vereinbarungen über die Herstel­
lung sozialistischer Beziehungen im Kollektiv, aber 
auch über die Einbeziehung der Familienangehörigen 
in das gesellschaftliche und kulturelle Leben der 
Dienststelle, über die aktive Teilnahme am Kampf­
gruppendienst, die Zusammenarbeit mit der Schule, 
der Pionierorganisation, die Unterstützung der sozia­
listischen Namensgebung, die Förderung der Jugend­
weihe und sozialistischen Eheschließung, gemeinsame 
Besuche kultureller Veranstaltungen usw. Ferner zäh­
len wir dazu Verpflichtungen zur Entwicklung und 
Festigung der Solidarität, zur Unterstützung des 
Nationalen Aufbauwerkes u.,a. m.

Die aufgeführten Punkte erheben keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit und sind nur erster Ausgangs­
punkt für die sozialistische Gestaltung unseres Lebens. 
Sie sollen die Diskussion anregen und der Heraus­
bildung des Neuen, die unter Leitung der Partei- und 
Gewerkschaftsorganisationen aller Dienststellen erfol­
gen muß, dienen.

Einige Bemerkungen zur Vorbereitung und Durchführung von Zivilverfahren

Von ROLF SCHRÖDER, Richter am Kreisgericht Neustrelitz

Die Kritik K e l l n e r s  (NJ 1959 S. 372) an den Vor­
schlägen P ü s c h e f s  zur Vorprüfung von Klagen (NJ 
1959 S. 265) ist zu unterstreichen; denn diese berück­
sichtigen im Abschnitt III seines Beitrags nicht ge­
nügend die Formen des neuen Arbeitsstils in der 
Justiz, die sich schon herausgebildet haben.

In die Vorbereitung der Güteverhandlung müssen 
die Initiative und Aktivität der Werktätigen sowie die 
Kenntnisse und Auffassungen der örtlichen Organe 
zweckmäßig einbezogen werden. Hiermit ist sofort 
nach Eingang der Klageschrift, die den Sachurteilsvor­
aussetzungen genügen und schlüssig begründet sein 
muß, zu beginnen.

Eine Klageerwiderung geht häufig, auch nach der 
Aufforderung, sich zu bestimmten Punkten zu äußern, 
gar nicht oder erst sehr spät ein. Darüber hinaus wird 
der durch die Klageschrift und die Klageerwiderung 
dargestellte Sachverhalt von dem subjektiven Stand­
punkt der Parteien beeinflußt und dadurch eingeengt. 
Das Kreisgericht Neustrelitz ist deshalb dazu über­
gegangen, die Hilfe der örtlichen Organe, der Schöffen­
kollektive sowie der Parteien, Massenorganisationen, 
Betriebsleitungen und LPG-Vorstände nach Möglich­
keit sofort zur Erforschung der objektiven Wahrheit 
auszunutzen. Da wir hiermit unverzüglich nach Ein­
gang der Klageschrift beginnen, ist die Mehrzahl der 
Verfahren bereits zum ersten Termin ausreichend auf­
geklärt.

In der Zusammenarbeit mit den örtlichen Organen 
der Staatsmacht praktiziert unser Gericht dies in der 
Art, daß z. B. alle Klagen, die landwirtschaftliche Fra­
gen berühren, dem Rat des Kreises (Abt. Landwirt­
schaft) durch Aktenübersendung oder Akteneinsicht 
mit entsprechender Fragestellung zur Kenntnis ge­
bracht werden. Das örtliche Organ übermittelt darauf­
hin dem Gericht seine speziellen Kenntnisse und legt 
seine Auffassung zu dem sich in dem Rechtsstreit 
offenbarenden gesellschaftlichen Konflikt dar.

Zum Beispiel hatte in einem Rechtsstreit ein Bauer 
seine Neubauemsiedlung mit Genehmigung des Rates 
des Kreises abgegeben. In dem Übergabeprotokoll ver­
pflichtete sich der Übernehmende, an den Abgebenden 
rund 11000 DM zu zahlen. Mit der Behauptung, es 
seien bisher nur rund 7000 DM gezahlt worden, machte 
er die restlichen 4000 DM geltend. Die Klage erschien 
schlüssig begründet. Eine Klageerwiderung ging nicht 
ein. — Die Feststellungen der Abteilung Landwirtschaft 
des Rates des Kreises und der hinzugezogenen Deut­
schen Bauernbank ergaben, daß der Übernehmende 
Kredite des Abgebenden mit übernommen hatte. Fer­

ner konnte das Gericht berücksichtigen, daß die Vor­
teile der Entschuldungsmaßnahmen nach dem Gesetz 
über Entschuldung und Kredithilfe für Klein- und 
Mittelbauern vom 8. September 1950 (GBl. S. 969) dem 
Übernehmenden zukamen (§ 7 Abs. 4 der VO über die 
Auseinandersetzung bei Besitzwechsel von Bauern­
wirtschaften aus der Bodenreform vom 21. Juni 1951 
[GBl. S. 629] in Verbindung mit der Rundverfügung 
Nr. 23/57 des Ministeriums für Land- und Forstwirt­
schaft über die Erläuterung zur Ermittlung des Zeit­
werts von Neubauemsiedlungen). Der Güteantrag 
wurde nach einer entsprechenden Belehrung durch das 
Gericht vom Kläger zurückgenommen.

In einem anderen Fall behauptete eine Verpächterin, 
der Pächter ihres landwirtschaftlichen Grundstücks 
habe trotz der Beendigung des Pachtvertrags Holz aus 
dem verpachteten Wald geschlagen und verkauft. Sie 
verlangte Schadensersatz. Aus der Stellungnahme des 
Rates des Kreises (Abt. Landwirtschaft) ergab sich, 
daß die Kündigung des Pachtvertrags nicht genehmigt 
worden war und daß der Waldbestand, da er aus der 
Bodenreform stammte, nicht verpachtet werden konnte. 
Die schon vor Jahren erteilte Genehmigung des Pacht­
vertrags war hinsichtlich des Waldes zu Unrecht er­
folgt. Da der Neubauernwald ohne weiteres dem Be­
wirtschafter der Landwirtschaft, zu der der Wald ge­
geben wurde, zufällt, mußte auch dieser Güteantrag 
zurückgenommen werden.

In ähnlicher Weise wie mit der Abteilung Landwirt­
schaft geschieht auch die Zusammenarbeit mit den 
Räten der Gemeinden, der Preisstelle und der Woh­
nungsbehörde.

Das Wesentliche bei der Zusammenarbeit mit den 
örtlichen Organen der Staatsmacht in der Vorberei­
tung und Durchführung von Zivilverfahren ist jedoch, 
daß das Gericht die Tätigkeit der Machtorgane unter­
stützt. Hierbei kommt es nicht so sehr auf den einzel­
nen Fall an. Die Erkenntnisse aus einem Rechtsstreit 
oder der politischen Massenarbeit müssen ausgewertet 
und den örtlichen Organen zugänglich gemacht wer­
den, damit die Tätigkeit der örtlichen Machtorgane 
bei der Erfüllung der ökonomischen Aufgaben unter­
stützt wird.

Noch Anfang 1958 ließ es unser Gericht zu, daß die 
MTS nicht die ihr gesetzlich zustehenden Zinsforde­
rungen und zum Teil nicht einmal die Hauptforde­
rungen gegen Einzelbauern geltend machte. Die 
Bauern, deren Boden so billig bearbeitet wurde, er­
kannten nicht die Vorteile der sozialistischen Groß-
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